
tragszahler. Schluss mit Kos-
tenbelastungen für unsere
Mittelständler, angefangen
von der Umlage für das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz
bis hin zu sinnloser Bürokra-
tie, die in der neu eingeführ-
ten staatlichen Mindestlohn-
überwachung gipfelt. 
SPIEGEL: Das klingt markig,
aber bislang ist Ihre CSU bei
Merkels Kuschelkurs doch
mit Begeisterung dabei. 
Friedrich: Die CSU hat den
 Abbau der kalten Progression
auf die Tagesordnung gesetzt
und die CDU gezwungen, bei
ihrem Parteitag mitzuziehen.
Wir werden eine Einschrän-
kung des Handwerkerbonus
verhindern, also der steuerli-
chen Absetzbarkeit von

Handwerkerleistungen in Pri-
vathaushalten. Und wir ver-
langen ein klares Bekenntnis
der Union zu einem schritt-
weisen Abbau des Soli ab
2019 – alles andere wäre eine
Steuererhöhung – und das
machen wir nicht mit. 
SPIEGEL: Wie wollen ausge-
rechnet die Christsozialen
für Verlässlichkeit beim
Stammwähler sorgen? Ihr
Parteichef hat die Prinzi-
pienlosigkeit doch zum Re-
gierungsstil erhoben. Den-
ken Sie daran, wie rasch er
der doppelten Staatsbürger-
schaft zugestimmt hat …
Friedrich: Die Zustimmung
zur doppelten Staatsangehö-
rigkeit war ein Fehler. Gera-
de in einer Zeit, in der die
Menschen wieder nach kul-

tureller Identität, Heimat
und Zusammenhalt fragen,
ist der leichtfertige Umgang
mit der Staatsbürgerschaft
falsch. Früher haben viele
Menschen außerhalb Bay-
erns die CDU gewählt, weil
es die CSU gab. Dahin müs-
sen wir wieder kommen. Die
CSU muss auch im Interesse
der CDU für Konservative,
Mittelstand und Handwerk
bundesweit Flagge zeigen,
sonst wird die AfD für uns
zur tödlichen Gefahr.
SPIEGEL: Rechnen Sie damit,
dass die AfD auf Dauer
bleibt?
Friedrich: Hätten Sie mich vor
ein paar Jahren gefragt, hätte
ich gesagt: Wir putzen die
weg, indem wir ihnen die

Themen wegnehmen. Frau
Merkel hat sich aber entschie-
den, SPD und Grünen die
Themen wegzunehmen, den-
ken Sie nur an den planlosen
Ausstieg aus der Kernenergie
oder die Einführung der dop-
pelten Staatsbürgerschaft. 
SPIEGEL: Angela Merkel sagt,
das sei die Programmatik der
Union von heute. 
Friedrich: Nein. Es ist der Ver-
such, im Mainstream stim-
mungsabhängiger Meinungs-
umfragen mitzuschwimmen.
Die guten Umfragewerte der
Union beruhen darauf, dass
ehemalige SPD-Wähler heute
bei der Union sozialdemokra-
tische Politik verwirklicht se-
hen. Dies ist kurzfristig er-
folgreich, wie die Umfragen
zeigen, langfristig ist es ein

verheerender Fehler, der zur
Spaltung und Schwächung
des bürgerlichen Lagers füh-
ren kann. Wenn wir kontur-
los werden, verlieren wir un-
sere konservativen und wirt-
schaftsnahen Stammwähler.
SPIEGEL: Damit sind wir bei
den Pegida-Märschen in
Dresden und anderswo. Was
treibt die Menschen dort an? 
Friedrich: Wir erleben, dass
Ausländerfeinde und Neona-
zis die Sehnsucht der Men-
schen nach kultureller Iden-
tität für ihre Zwecke miss-
brauchen. Trotzdem stellen
viele Menschen legitime Fra-
gen. Deutschland ist nicht ir-
gendein Landstrich, wo sich
zufällig alle möglichen Men-
schen aller möglichen Kultu-
ren ansiedeln. Was wir wol-
len, ist eine gemeinsame Ge-
sellschaft. Ich glaube, dass
wir in der Vergangenheit mit
der Frage nach der Identität
unseres Volkes und unserer
Nation zu leichtfertig umge-
gangen sind. Da müssen wir
umdenken, auch in der CSU.
SPIEGEL: Nach allem, was Sie
sagen, ist das Erstarken von
Pegida auch die Folge der
 Veränderung der Union. 
Friedrich: Sagen wir es so: Wir
erleben mit AfD, Pegida und
ähnlichen Formen des Pro-
tests das Entstehen einer
neuen außerparlamentari-
schen Opposition – dieses
Mal nicht von links, sondern
von rechts. Eine solche Apo
entsteht, wenn ein nicht un-
bedeutender Teil der Gesell-
schaft das Gefühl hat, im
bundespolitischen Parteien-
spektrum nicht mehr vertre-
ten zu sein oder zumindest
keine relevante Stimme mehr
zu haben. Wenn die CDU
das nicht erkennt, muss die
CSU ihr die Augen öffnen.
SPIEGEL: Und das soll die
CSU mit einem Vorsitzenden
Horst Seehofer hinkriegen? 
Friedrich: Seehofer hat vor
 einiger Zeit gesagt, der baye-
rische Löwe sei jetzt ein
schnurrendes Kätzchen. Ich
hoffe, dass das ein Scherz
war. Interview: Peter Müller
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CSU-Politiker Friedrich

Hans-Peter Friedrich, 57, stell-
vertretender Vorsitzender der
CDU/ CSU-Bundestagsfraktion,
der in der Edathy-Affäre als Bun-
deslandwirtschaftsminister zu-
rücktrat, beklagt den Mitte-
Kurs der Union.

SPIEGEL: Herr Friedrich, die
Union steht seit Monaten bei
über 40 Prozent in den Um-
fragen, das gab es schon lan-
ge nicht mehr. Sind Sie zu-
frieden am Jahresende? 
Friedrich: Den Deutschen geht
es gut, die Wirtschaft läuft –
warum sollten die Umfragen
für die Union schlecht sein?
Verantwortungsvolle Politik
kann sich aber nicht allein
mit Momentaufnahmen, wie
sie Umfragen nun mal sind,
zufriedengeben. Die Zahlen
müssen nicht so bleiben.
SPIEGEL: Warum nicht?
Friedrich: Weil die Zeiten auch
wieder schwieriger werden,
etwa wenn Ölpreise, Zinsen,
Eurokurs eine andere Ent-
wicklung nehmen als bisher.
Da hilft uns eine Themenset-
zung nach dem Motto, was
kommt bei den Menschen ge-
rade gut an, nicht weiter.
Dann ist es entscheidend, das
eigene Wählerpotenzial für
sich zu gewinnen, mit klaren
Konzepten, Prinzipien und
Aussagen zur Wirtschaftspoli-
tik. Ich halte es für gefährlich,
wenn sich Mittelständler und
Handwerker, aber auch Kon-
servative bei der Union nicht
mehr zu Hause fühlen. 
SPIEGEL: Was muss aus Ihrer
Sicht geschehen?
Friedrich: Wenn wir immer
nur in der Mitte zusammen
mit SPD und Grünen um
Wähler werben, ist es am
Ende reiner Zufall, wo der
Bürger sein Kreuz macht.
Die Union braucht endlich
wieder ein klares Profil:
Schutz des Eigentums statt
staatlicher Eingriffe zum Bei-
spiel durch Mietpreisvorga-
ben oder Frauenquoten.
Wertschätzung von Leistung
statt Anrechnung von Ar-
beitslosenzeiten auf die Ren-
te mit 63 zulasten der Bei-

Union

„Die AfD wird zur tödlichen Gefahr“


